
Es ist dem Strafvollzug gelungen, die große Be
deutung der Arbeit von Strafgefangenen für die ge
samte Wirtschaft, soweit diese planmäßig erfolgt, nach
zuweisen. Dieser Weg zur Eingliederung der Straf
fälligen in die gesellschaftliche Ordnung ist mit Erfolg 
beschritten worden. In vielen schriftlichen Äußerungen 
von VV-Bergbau- und Industriebetrieben werden die 
guten Leistungen der Strafgefangenen anerkannt und 
weitere Arbeitskräfte angefordert, wobei nicht immer 
diesen Anforderungen entsprochen werden kann, da 
die Sicherheit für den Strafvollzug oberstes Gebot ist. 
Der Einsatz der Strafgefangenen erfolgt nur zu tarif
lichen Sätzen bzw. Leistungslöhnen der freien Arbeiter
in der volkseigenen Wirtschaft. Private Unternehmer 
können Arbeitskräfte aus den Anstalten nur erhalten, 
wenn sie vertraglich für VE-Betriebe produzieren.

Wir können feststellen, daß trotz der großen Stei
gerung der Außenarbeitsstellen die Zahl der Ent
weichungen von 0,60% im Jahre 1948 auf 0,18% im 
Jahre 1950 zurückgegangen ist, womit die Richtigkeit 
des beschrittenen Weges erwiesen sein dürfte.

Ist für die nur zu geringen' Strafen verurteilten 
Rechtsbrecher, die für die Außenarbeit in Frage kom
men, die Arbeitsbeschaffung gelöst, so ist für die zu 
langjährigen Freiheitsstrafen Verurteilten dies Problem 
noch zu lösen. Auch hier gilt es neue Wege zu beschreiten 
und mit manchem alten Vorurteil zu brechen.

Die volkseigenen Betriebe sind in erster Linie berufen, 
dies Problem mit lösen zu helfen. Durch Vergebung von 
Teilaufträgen oder Verlagerung bestimmter Abteilun
gen der Produktion in die Anstalten können auch die 
Strafgefangenen, die nicht für Außenarbeit in Frage 
kommen, für die gesamte Wirtschaft nutzbringend ein
gesetzt werden. Sie können z. B. für Serienaufträge für 
Tischarbeiten, Fertigung von Bekleidung und Leib
wäsche u. dgl. arbeiten. Für große Anstalten mit eigenen 
Tischlereien und mechanischen Werkstätten sind plan
mäßig bestimmte Aufträge zu vergeben. Durch die gute 
Zusammenarbeit mit dem Ministerium für Arbeit und 
Gesundheitswesen wurde der Einsatz der Straf
gefangenen in volkswirtschaftlich wichtigen Betrieben 
ermöglicht. Es ist zu hoffen, daß durch die jetzt an
gebahnte Zusammenarbeit mit dem Industriemini
sterium auch für die Strafgefangenen, die aus Sicher
heitsgründen nur innerhalb der Anstalten arbeiten 
dürfen, volkswirtschaftlich wichtige Arbeiten vergeben 
werden kann.

Es muß auch auf den Wert der Gefangenenarbeit für 
die Aufrechterhalt.ung der Familienverbindung hin
gewiesen werden. Der Strafgefangene hat durch gute 
Arbeitsleistung die Möglichkeit, für eine Erhöhung 
seines Eigengeldes zu sorgen und seineFamilie zu unter
stützen, die damit nicht der Fürsorge zur Last fällt. 
Es muß dafür Sorge getragen werden, daß die Mittel 
zur Versorgung der Gefangenen aus dem allgemeinen 
Ertrag aller Werktätigen auf das geringste Maß be
schränkt bleiben und durch eigenen Arbeitsertrag ge
deckt werden.

Die Schaffung der Sozialversicherungspflicht für die 
Gefangenen ist in diesem Zusammenhang zu einer 
brennenden Frage geworden, die in einem weiteren 
Beitrag behandelt werden soll. Packen wir die Probleme 
an und lösen wir sie so, daß damit ein wichtiger Schritt 
im Aufbau der neuen Ordnung in der Deutschen Demo
kratischen Republik getan wird. Paul H u s s o c k ,

Hauptreferent

Zur Frage der „Ruinenhypotheken“*)
I.

In diesem Heft finden sich drei Entscheidungen 
sächsischer Gerichte, die sich mit dem Problem der 
Ruinenhypotheken auseinanderzusetzen suchen und 
dabei zu drei verschiedenen Ergebnissen kommen. Ge
meinsam ist ihnen lediglich die Überzeugung, daß es 
an sich Sache des Gesetzgebers sei, das Problem zu 
lösen, daß aber bei seinem fortgesetzten Schweigen das 
bisher beliebte Auskunftsmittel — Aussetzung schwe
bender Verfahren wegen Zahlung des Kapitals oder der 
Zinsen von Ruinenhypotheken — nicht mehr angewandt 
werden dürfe (und übrigens auch keine Stütze im Ge
setz finde) — ein erfreuliches Zeichen von Verantwor
tungsgefühl und Entschlußkraft. Im übrigen kommt

*) Vgl. hierzu die drei Entscheidungen S. 317 ff.

das AG Leipzig zur Verurteilung des Schuldners in 
Höhe eines dem verminderten Ertrage des teilweise 
zerstörten Gebäudes entsprechenden Teilbetrages der 
Forderung und weist die Klage hinsichtlich des Restes 
„als zur Zeit unbegründet“ ab; das LG Dresden hält 
in seiner eingehend und gewissenhaft begründeten 
Entscheidung (die von G r i m m  in dem nachstehenden 
Artikel abgelehnt wird) die gesamte Forderung für zur 
Zeit unbegründet und weist dementsprechend ab; das 
OLG Dresden schließlich vertritt in seinem kürzlich 
erlassenen Armenrechtsbeschluß die Auffassung, eine 
Abweisung wegen „derzeitiger Unbegründetheit“ sei im 
Hinblick auf die Ungewißheit weiterer Gesetzgebung 
nicht mehr zulässig, vielmehr hätten die Gerichte das 
Verhältnis Gläubiger—Schuldner endgültig zu regeln, 
wobei eine Herabsetzung der Forderung unter Berück
sichtigung aller sachlichen und persönlichen Umstände 
des Einzelfalles erfolgen könne. Die vierte noch in 
Frage kommende Möglichkeit ist die Verurteilung des 
Schuldners in voller Höhe von Forderung und Zinsen 
ohne Rücksicht auf die Zerstörung des Grundstücks; sie 
wird in keiner der Entscheidungen, wohl aber — jeden
falls für die Zeit bis zu einer etwaigen gesetzlichen 
Regelung — nachstehend von Grimm vertreten.

Zunächst ein Wort zur gesetzgeberischen Position. 
Daß trotz allseitiger Erkenntnis ihrer Notwendigkeit 
eine gesetzliche Regelung auf sich warten läßt, ja mög
licherweise bis auf weiteres überhaupt nicht zustande 
kommen wird, liegt an der Verknüpfung des Problems 
der Ruinenhypothek mit der überaus dornigen Frage 
des allgemeinen Kriegslastenausgleichs. Man könnte 
unser Problem aus dieser Verflechtung verhältnismäßig 
einfach herauslösen, wenn es sich nur um die Hypothek 
selbst handelte, etwa durch automatische Herabsetzung 
der Grundstückslast entsprechend der Wertminderung 
des Grundstücks. Damit ist jedoch dem Schuldner nicht 
gedient, solange er nicht auch von der persönlichen 
Forderung in gleicher Höhe befreit wird. Sobald aber 
die persönliche Forderung ins Bild tritt, rollt sich die 
ganze Frage des Lastenausgleichs auf. Ist es zu recht- 
fertigen, den Schuldner eines dinglich gesicherten Dar
lehens wegen des Verlustes der von ihm gegebenen 
Sicherung von der Schuld zu befreien, nicht dagegen den 
Schuldner eines ungesicherten Darlehens, der sein Ver
mögen durch den Krieg — Bankenschließung, Gebiets
abtretung usw. — ebenfalls eingebüßt hat, oder von der 
Gläubigerseite her gesehen: ist es billig, dem vorsich
tigen Gläubiger, der sich ein Pfand geben ließ, die 
Forderung zu nehmen, sie aber dem nicht auf Sicherung 
bedachten Gläubiger zu belassen, obwohl in beiden 
Fällen die Schuldner die gleichen Kriegsverluste erlitten 
haben? Und falls man sich zu einer gleichen Behandlung 
beider Fälle entschlösse: warum dann die Beschränkung 
auf Darlehensschulden? Ist d?r Kaufpreisschuldner, 
dessen Hab und Gut einschließlich des Kaufgegenstandes 
den Fliegerbomben zum Opfer fiel, weniger schutz
würdig?

Diese Andeutungen werden genügen, um die Schwie
rigkeiten einer gesetzlichen Regelung, ihre Verknüpfung 
mit der Frage des allgemeinen Lastenausgleichs er
kennen zu lassen. Eben wegen dieses Zusammenhanges 
mit einem wirtschaftlich so bedeutungsvollen Komplex 
hat die Behandlung der „Trümmerhypothek“ als Pro
blem der Gesetzgebung bisher in der Hand des Mini
steriums der Finanzen gelegen. Erst vor kurzem ist die 
Federführung an das Ministerium der Justiz über
gegangen, das nunmehr den Versuch der Vorbereitung 
einer gesetzlichen Lösung unternehmen wird. Was aber 
ist zu tun, bis sich der Erfolg oder Mißerfolg dieses Be
mühens herausstellt?

Den Gläubigern ist nach wie vor Süllehaltung an
zuraten, insbesondere in den Fällen von Totalgebaude
schaden. Solange die Möglichkeit einer Regelung durch 
Gesetz 'nicht ausgeschlossen ist, gehen sie mit der 
Prozeßführung im Hinblick auf die uneinheitliche 
Rechtsprechung ein unnötiges Risiko ein — unnötig, 
weil nach einer gesetzlichen Regelung der Schuldner im 
allgemeinen ohne Prozeß zahlen wird. Der Eintritt der 
Verjährung braucht nicht befürchtet. zu. werden, weil 
nach herrschender und zutreffender Meinung die Ver
jährung gehemmt ist, solange dem Gläubiger wegen der 
objektiven Unsicherheit der Rechtslage ein Vorgehen 
im Prozeßwege nicht zugemutet werden kann1) — und

i) Vgl. Staudinger § 202, Anm. 5.
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